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Zl.: 004-1-GR/002/2023 - 9. S.i.d.P.  

 

Verhandlungsschrift  

 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 
 

am Donnerstag, den 11.05.2023 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr  

Anwesende: 

 

Bürgermeister als Vorsitzender 

Herr DI Johannes Matzinger ÖVP  

Vizebürgermeister 

Herr Renè Wöckinger SPÖ  

Gemeindevorstandsmitglieder 

Herr Ing. Klaus Samhaber ÖVP  

Frau DI(FH) Renate Oitzl SPÖ  

Herr DI(FH) Daniel Zeller SPÖ  

Gemeinderatsmitglieder 

Frau Irmgard Schwarzenberger ÖVP Herr Ing. Anton Puchner SPÖ 

Herr Josef Aichinger ÖVP Frau Andrea Lukas SPÖ 

Frau Rosina Gstöttenmayr ÖVP Herr Ing. Gerald Engleitner SPÖ 

Herr Markus Krieger ÖVP Herr Mario Mayrwöger SPÖ 

Herr Anton Winkler ÖVP Herr Anton Kapplmüller BUNT 

Gemeinderats-Ersatzmitglieder 

Frau Alice Brandstetter SPÖ Vertretung für Herrn Herbert Puchner 

Frau Elisabeth Wiener SPÖ Vertretung für Herrn Thomas Hametner 

Herr Dominik Lamplmair SPÖ Vertretung für Frau Sabine Schwarzendorfer 

Entschuldigt fehlen: 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Herbert Puchner SPÖ Frau Sabine Schwarzendorfer SPÖ 

Herr Thomas Hametner SPÖ  

 

Unentschuldigt fehlen: 

Herr Klaus Gierlinger ÖVP  

 

Der Leiter des Gemeindeamtes (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian 

 

Gemeindeamt Unterweitersdorf 
4213 Unterweitersdorf, Gusentalstraße 1A  

Tel.: 07235-63014-0  Fax: 07235-63014-13 
http://www.unterweitersdorf.at 
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Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Keine 

 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian u. VB Lehner Gerhard 

 

Anzahl Zuhörer: 2 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

1. die Sitzung von ihm, dem Bürgermeister, einberufen wurde; 

2. die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Er-

satzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 01.05.2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt 

ist und die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

kundgemacht wurde; 

3. die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 30.03.2023 am 03.04.2023 zur Einsicht aufge-

legt wurde und während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungs-

schrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

5. Als Mitunterfertiger für das bei der Sitzung aufliegende Protokoll werden gemäß § 54 Abs. 5 Oö. 

GemO. 1990 idgF. von den Fraktionen folgende Personen namhaft gemacht:    

     

SPÖ: Zeller Daniel ÖVP: Samhaber Klaus BUNT: Kapplmüller Anton 

  

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

 

Der Tagesordnungspunkt 6 wird von der Tagesordnung genommen. 

 

 

 

Tagesordnung, Beratungsverlauf, Anträge, Beschlüsse: 
 

 

 

Zu 1.  Berichte, Informationen und Stellungnahmen des Bürgermeisters 
01.04.: „Hui statt pfui“; Flurreinigungsaktion des Umweltausschusses mit über 80 Helfern aus den 

Vereinen und der Volksschule 

  

04.04.: Besprechung mit Thema Verkehrserschließung Betriebsbaugebiet im Zusammenhang mit dem 

Kreuzungsumbau im LDZ zwischen Inkoba und Vertretern des Landes. 

 

11.04.: Baubeginn Umbau der Haltestellen im Ortszentrum; Neugestaltung des Parkplatzes steht eben-

falls heuer noch am Programm 

 

12.04.: Ehrung des Bezirksmusikverbandes für Mitglieder des MV Unterweitersdorf 

 

14.04.: Kostenlose Energieberatung des Energiesparverbandes in Zusammenarbeit mit dem EBF für 

Unterweitersdorfer 

 

14.04.: „Geburtstagsfeier“ 11 Jahre Tageszentrum für Senioren im ABZ Hagenberg 

 

15.04.: Zertifikatsübergabe GATU (GrundAusbildungTUnnel); gemeinsame Ausbildung der Feuer-

wehren UWD, Wartberg, Hagenberg und Gallneukirchen 
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17.04.: Sitzung des „Sozialforums Süd“ in Pregarten 

 

17.04.: Vorstandssitzung und Verbandsversammlung der Inkoba in Unterweißenbach 

 

18.04.: Bürgermeisterkonferenz in Freistadt; Bezirkshauptfrau Dr. Andrea Außerweger wird im Som-

mer in Pension gehen; Nachfolgerin ist Fr. Andrea Wildberger 

 

18.04.: 1. Zusammenkunft zum „Sommernachtsball 2023“; freut mich, dass SPÖ, ÖVP, Bunt, Union, 

FF, MV, Dorfgemeinschaft Loibersdorf gemeinsam den Ball veranstalten 

 

20.04.: Diskussion über gemeinsame Bebauungsrichtlinien im RUF (Bgm., Al, Obm. Bauausschuss, 

Bauamtsleiter) 

 

20.04.: Sitzung RUF zum Thema Leerstand 

 

24.04.: Manfred Lamplmair hat als Vertreter der überparteilichen BürgerInnen-Initiative: „Verkehrs-

beruhigung und Erhöhung der Sicherheit für FußgängerInnen für eine sichere und lebenswerte 

Ortschaft Reitern“ eine Liste mit 179 Unterschriften übergeben. Bei der Behandlung des The-

mas Verkehr in Reitern wird die Bürgerinitiative zukünftig auch eingebunden. 

 

24.04.: Besprechung EKIZ im Zusammenhang mit der Einführung einer Krabbelstube; das EKIZ wird 

vorübergehend in einer Klasse in der VS untergebracht und die Krabbelstube in den Räum-

lichkeiten des EKIZ 

 

24.04.: Elternabend des KiGa der „Neuanfänger“ 

 

25.04.: Gemeinsames Treffen des Feuerwehrabschnitts in Selker 

 

02.05.: Straßenbaubegehung (Sanierung) in Bergen mit Baufirma und den Anrainern  

 

09.05.: Erweiterter RUF-Vorstand mit Diskussion der Freiraumrichtlinie im Zusammenhang mit PV 

Freiflächen. 

 

 

 

 

 

 

Zu 2.  Gleichstellungsprogramm im Gemeindedienst 
 

Sachverhalt: 

Das Oö. Gleichbehandlungsgesetz 2021 (Oö. GBG 2021), LGBl.Nr. 76/2021 idgF, bildet die Grund-

lage für positive Maßnahmen zur Erreichung der Gleichstellungsziele. Gemäß § 34 Oö. GBG 2021 hat 

der Gemeinderat ein Gleichstellungsprogramm zu erlassen. Dieses Programm ist für einen Zeitraum 

von sechs Jahren zu erstellen und jeweils nach drei Jahren an die aktuellen Entwicklungen anzupas-

sen. 

Das Gleichstellungsprogramm ist ein gesetzlich verankertes Instrument mit klaren Zielen und Vor-

gaben zur Förderung unterrepräsentierter Geschlechter in einzelnen Berufsfeldern. Es dient der Her-

stellung von Chancengleichheit und sieht verschiedene Maßnahmen zur Beseitigung von bestehenden 

Unterrepräsentationen bzw. Benachteiligungen eines Geschlechts vor. 

 

GLEICHSTELLUNGSPROGRAMM 
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INHALTSVERZEICHNIS 

 
A) Allgemeiner Teil 

1. Rechtsgrundlage 
2. Geltungsbereich 
3. Geltungsdauer 
4. Ziel und Zweck 
5. Umsetzung 

 
B) Fördermaßnahmen 

1. Personalverfahren 
a) Stellenausschreibungen 
b) Aufnahmegespräche 
c) Aufnahmekriterien 

2. Beruflicher Aufstieg 
a) Mitarbeiter:innengespräche 
b) Besetzung von Führungspositionen 
c) Führungspositionen in Teilzeit 

3. Aus- und Weiterbildung 
4. Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

a) Karenzurlaub 
b) Väterkarenz bzw. -teilzeit 
c) Wiedereinstieg 
d) Teilzeitbeschäftigung 
e) Homeoffice 

5. Arbeitsumfeld 
6. Geschlechtergerechte Sprache 

 
C) Monitoring und Evaluierung 

1. Statistik 
2. Berichtspflicht 
3. Kontrollrecht 

 
 

A) Allgemeiner Teil 
 

1. Rechtsgrundlage 
Gemäß § 34 Oö. Gleichbehandlungsgesetz 2021 (Oö. GBG 2021) hat der Gemeinderat 
bzw. die Verbandsversammlung ein Gleichstellungsprogramm zu erlassen. 

 
2. Geltungsbereich 

Das Gleichstellungsprogramm gilt für alle Personen, die sich in einem Dienst-, Ausbil-
dungs- oder Lehrverhältnis zur Gemeinde Unterweitersdorf befinden oder sich um ein 
solches bewerben. 

 
3. Geltungsdauer 

Das Gleichstellungsprogramm ist für einen Zeitraum von 6 Jahren zu erstellen und nach 
jeweils 3 Jahren an die aktuelle Entwicklung anzupassen. 
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4. Ziel und Zweck 
- Ziel ist die Erreichung der Ausgewogenheit zwischen den Geschlechtern in allen 

Verwendungsgruppen gemessen an der Gesamtzahl der dauernd Beschäftigten. 
- Bestehende Unterrepräsentationen eines Geschlechts, insbesondere von Frauen 

sollen in Organisationseinheiten, auf allen Hierarchieebenen und in allen Funktio-
nen und Tätigkeiten beseitigt werden. 

- Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts, insbesondere herabwürdigende Aus-
sagen und Handlungen bzw. sexuelle Belästigungen, dürfen am Arbeitsplatz nicht 
geduldet werden. 

 
5. Umsetzung 

- Im Gleichstellungsprogramm sind konkrete Maßnahmen in personeller, finanzieller, 
organisatorischer und zeitlicher Hinsicht festzulegen (z.B. Schwerpunkt auf Frauen-
förderung in Führungspositionen bzw. Technik, Schulung zum Thema sexuelle Be-
lästigung, Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten, etc.). 

- Die Grundsätze der Gleichbehandlung und Maßnahmen zur Geschlechterförderung 
sind in das System der Personalplanung und Personalentwicklung zu integrieren 
und im Rahmen der Personalführung umzusetzen. 

- Es ist dafür zu sorgen, dass die Bediensteten Informationen hinsichtlich der durch 
das Gleichstellungsprogramm verfolgten Ziele sowie deren Erreichung erhalten. 

 
 

B) Fördermaßnahmen 
 
1. Personalverfahren 

 
a) Stellenausschreibungen 
- Ausschreibungen sind jedenfalls geschlechtsneutral zu verfassen und so zu formu-

lieren, dass sie alle Geschlechter gleichermaßen ansprechen. 
- Ausnahmen von einer geschlechtsneutralen Ausschreibung bestehen nur, wenn ein 

bestimmtes Geschlecht eine unabdingbare Voraussetzung für die Ausübung der 
ausgeschriebenen Tätigkeit darstellt oder damit der Ausgleich struktureller Benach-
teiligungen eines bestimmten Geschlechts bezweckt wird. 

- Im Hinblick auf Gleichbehandlung, Diversität, Inklusion und Chancengleichheit, ist 
auf die Förderung unterrepräsentierter Geschlechter bzw. Gruppen in allen Berei-
chen (besonders bei Führungsfunktionen) zu achten bzw. hinzuweisen (Empfeh-
lung: Homepagehinweis). 

- Bei der Ausschreibung von Planstellen (besonders bei Führungsfunktionen) in Funk-
tionslaufbahnen bzw. Verwendungs- oder Entlohnungsgruppen, in denen Frauen 
unterrepräsentiert sind, ist auf die bevorzugte Aufnahme von Frauen bei einer 
gleichwertigen Qualifikation zu achten bzw. hinzuweisen. 

- Bedienstete inkl. karenzierte Bedienstete sollten über Ausschreibungen von für sie 
in Frage kommenden freiwerdenden Stellen und Leitungsfunktionen rechtzeitig in-
formiert werden. 

 
b) Aufnahmegespräche 
- Von Fragestellungen, die sich an einem diskriminierenden, rollenstereotypen Ver-

ständnis der Geschlechter orientieren (z.B. Familienplanung) ist Abstand zu neh-
men. 
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- Wird eine Personalberatungsfirma beigezogen, ist ihr das Gleichstellungsprogramm 
zur Verfügung zu stellen und zu berücksichtigen. 

- Die Gleichbehandlungsbeauftragte bzw. ein Mitglied der Gleichbehandlungskom-
mission der Gemeinden sind bei Bedarf und auf ausdrücklichen Wunsch einem Auf-
nahmegespräch beizuziehen. 

 
c) Aufnahmekriterien 
- Die Beurteilung der Eignung von Bewerber:innen erfolgt ausschließlich anhand von 

sachlichen Kriterien, die sich dem Jobanforderungsprofil ergeben sowie unter Be-
rücksichtigung der rechtlichen Grundlagen. 

- Faktoren wie das Arbeitszeitausmaß, die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit oder 
die Verzögerung beim Ausbildungsabschluss aufgrund von familiären Verpflichtun-
gen (z.B. Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen) dürfen Be-
werber:innen nicht benachteiligen. 

 
2. Beruflicher Aufstieg 

 
a) Mitarbeiter:innengespräche 
- Die Mitwirkung bei der Karriereplanung und -förderung zählt im Zuge der Zielver-

einbarungen zu den zentralen Aufgaben der direkten Führungskraft. 
- Eine allfällige Familienphase darf sich nicht nachteilig auf Möglichkeiten des berufli-

chen Aufstiegs auswirken. 
 

b) Besetzung von Führungspositionen 
- Bedienstete mit entsprechender Qualifikation sollen generell durch gezielte Maß-

nahmen zur Übernahme von Führungspositionen motiviert werden. 
- Führungsaufgaben sind bei einer entsprechenden Unterrepräsentation bevorzugt 

qualifizierten weiblichen Bediensteten anzubieten. 
 
c) Führungspositionen in Teilzeit 
- Bei Leitungsfunktionen ist anhand der Rahmenbedingungen (wie z.B. flexible Ar-

beitszeit, Homeoffice, Jobsharing, etc.) eine Teilzeitausübung der Position zu prü-
fen. Bei gegebenen Voraussetzungen ist die Stelle auch in Teilzeit auszuschreiben. 

 
3. Aus- und Weiterbildungen 

 
- Bei der Zulassung zur Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen ist darauf 

zu achten, dass im Rahmen der dienstlichen Notwendigkeit keine Benachteiligung 
gegenüber einem bestimmten Geschlecht entsteht. 

- Frauen sind zur Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, die zur Über-
nahme höherwertiger Verwendungen qualifizieren, vorrangig zuzulassen, sofern 
keine Ausgewogenheit der Geschlechter in der jeweiligen Verwendung besteht. 

- Mitarbeiter:innen sollen während einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen 
Abwesenheit vom Dienst sowie bei einer Teilzeitbeschäftigung die gleichen Fortbil-
dungsmöglichkeiten wie Vollzeitbeschäftigte haben. 

- Vorgesetzte haben die entsprechende Dienstzeit zur Teilnahme an Aus- und Wei-
terbildungsveranstaltungen (insbesondere bei Teilzeitbeschäftigten) zu gewähren, 
soweit nicht zwingende dienstliche Interessen entgegenstehen. 
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- Seminarangebote und Fortbildungsprogramme den Bediensteten rechtzeitig zur 
Kenntnis zu bringen, um einer etwaigen Familienpflicht ausreichend nachkommen 
zu können. 

 
4. Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

 
a) Karenzurlaub 
- Bediensteten, insbesondere Führungskräften, ist grundsätzlich bei der Rückkehr aus 

dem Karenzurlaub ein gleichwertiger Arbeitsplatz zu sichern. 
- Vorgesetzte haben, karenzierte Mitarbeiter:innen über wesentliche Vorkommnisse 

der Dienststelle zu informieren (z.B. über Organisationsänderungen, fachspezifische 
Unterlagen, interne Stellenausschreibungen, interne Fort- und Ausbildungsmaß-
nahmen, Betriebsausflüge, etc.). 

 
b) Väterkarenz bzw. -teilzeit 
- Insbesondere Männer sind umfassend über die rechtlichen Möglichkeiten der Inan-

spruchnahme des Karenzurlaubes bzw. Teilzeitkarenzurlaubes zu informieren. 
- Die Inanspruchnahme von Väterkarenz und Väter-Teilzeit wird seitens der Gemein-

de Unterweitersdorf ausdrücklich begrüßt. 
 
c) Wiedereinstieg 
- Bedienstete sind rechtzeitig (Empfehlung sechs Monate) vor dem Wiedereinstieg 

von der zuständigen Führungskraft bzw. Personalstelle zu einem Gespräch über die 
künftige Verwendung einzuladen. 

- Wiedereinsteiger:innen sind zeitgerecht durch gezielte Maßnahmen (z.B. Aus- und 
Weiterbildungen, etc.) für eine rasche Reintegration zu unterstützen. 

 
d) Teilzeitbeschäftigung 
- Sämtliche Möglichkeiten einer flexiblen Arbeitszeitgestaltung im Zusammenhang 

mit der Elternschaft sind ausführlich zu prüfen. 
- Insbesondere Führungspositionen sind auf ihre „Teilzeittauglichkeit“ sowie die da-

für notwendigen Rahmenbedingungen zu überprüfen. 
- Teilzeitmöglichkeiten sind so auszugestalten, dass sie für alle Geschlechter gleich-

ermaßen attraktiv sind. 
- Grundsätzlich soll kein Bereich für eine Teilzeitbeschäftigung ausgeschlossen wer-

den. 
 
e) Homeoffice 
- Homeoffice kann – wo dienstlich möglich – die Vereinbarkeit mit Care-Aufgaben 

unterstützen. 
 

5. Arbeitsumfeld 
 
- Aufgabenzuweisungen dürfen sich bei gleicher fachlicher Qualifikation an keinem 

diskriminierenden, Karriere hemmenden oder rollenstereotypen Verständnis der 
Geschlechter orientieren. 

- Es ist auf eine ausgewogene Verteilung der dienstlichen Aufgaben, welche auf der 
Basis von Qualifikation bzw. Fähigkeiten und unabhängig vom jeweiligen Geschlecht 
zu erfolgen hat, Bedacht zu nehmen. 
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- Bei Dienst- und Arbeitsplatzbeschreibungen sind Beurteilungskriterien, aus denen 
sich nachteilige Auswirkungen für ein Geschlecht ergeben, unzulässig. 

- Bei der Zusammensetzung der Mitglieder in Kommissionen und Arbeitsgruppen ist 
auf eine ausgewogene Geschlechtszugehörigkeit zu achten. 

- Bei der Infrastruktur sind die Bedürfnisse aller Geschlechter zu berücksichtigen (z.B. 
Sanitäranlagen). 
 

6. Geschlechtergerechte Sprache 
 

- Es ist sowohl bei außenwirksamen als auch bei innerdienstlichen Veröffentlichun-
gen eine geschlechtergerechte Amts- und Rechtssprache und Darstellung anzu-
wenden bzw. anzupassen. Das gilt auch für Organ- und Funktionsbezeichnungen. 

- Generalklauseln (z.B. am Beginn eines Textes) in denen festgehalten wird, dass die 
gewählten personenbezogenen Bezeichnungen für alle Geschlechter gelten, sind 
unzulässig. 

 
 

C) Monitoring und Evaluierung 
 
1. Statistik 

 
- Die Beschäftigtenzahlen aufgeschlüsselt nach Geschlecht und nachfolgenden Kate-

gorien, sind jährlich, unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Datenschutzge-
setzes, zu erheben und zu dokumentieren. 

- Die Personalstatistik soll folgende Kategorien erfassen: 
▪ Beschäftigungsausmaß (Vollzeit oder Teilzeit) 
▪ Funktionslaufbahn (GD) bzw. Verwendungs- oder Entlohnungsgrup-

pen 
▪ Funktion (Leitung, Stellvertretung, Referent:in, etc.) 
▪ Bereich (Verwaltung, Handwerk, Technik, Soziales, etc.) 

2. Berichtspflicht 
 

- Die Aufwendungen für Maßnahmen zur Förderung und Gleichstellung der Ge-
schlechter sind jährlich zu erheben und zu dokumentieren. 

- Die Evaluierung des Gleichstellungsprogrammes ist im Abstand von jeweils drei Jah-
ren ab Inkrafttreten vorzunehmen. 

- Innerhalb von drei Monaten nach dem Überprüfungsstichtag hat ein Bericht über 
die stattgefundene Erhebung zu erfolgen. Die geplanten Änderungen bzw. Anpas-
sungen sind der Amtsleitung vorzulegen und im Gemeinderat zu behandeln. 

- Eine mangelnde Umsetzung von Fördermaßnahmen ist im Bericht dazulegen und 
die hindernden Umstände sind zu begründen. 

 
3. Kontrollrecht 

 
- Die Gemeinderatsmitglieder sowie die Personalvertretung können über Angelegen-

heiten in Zusammenhang mit dem Gleichstellungsprogramm, im Gemeinderat bzw. 
im Dienstweg an die Bürgermeisterin bzw. den Bürgermeister oder die Amtsleitung, 
Informationen einholen. Außerdem wird empfohlen, Angelegenheiten dazu zur Dis-
kussion zu bringen. 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. DI Matzinger berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.05.2023): 

• Genehmigung Programm 

 

Beschluss: 

Das Gleichstellungsprogramm im Gemeindedienst wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 3.  Loibersdorfer-Bach - Umlegung und Reaktivierung Teich; Grundsatzbeschluss 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 12.12.2022 den Grundvorverkaufsvertrag über den Kauf des „Loibersdorfer-

Teiches“ beschlossen.  Ziel ist es, den Teich samt Umfeld zu revitalisieren und als Freizeitfläche zu 

aktivieren.  

 

Folgende Maßnahmen sind erforderlich: 

• Wiederherstellung Teich 

• Umlegung Bach 

• Ehem. Löschanlagenbecken zurückbauen 

• Grundkauf durchführen 

• Gestaltung Freizeitbereich (Leaderprojekt) 

 

Die Umsetzung erfolgt durch die Dorfgemeinschaft Loibersdorf – eine entsprechende Nutzungsver-

einbarung liegt vor. 

 

Nutzungsvereinbarung: 
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Bachumlegung – Förderung: 

 
Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. DI Matzinger berichtet im Sinne des Sachverhalts, er erläutert die Details anhand eines Planes 

(auf Anregung von GR Puchner) und stellt den Antrag lt. Beschlussvorschlag. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.05.2023): 

• Grundsatzbeschluss Projekt 

• Genehmigung Nutzungsvereinbarung 

• Grundkauf lt. Vorverkaufsvertrag durchführen 

 

Annahme Fördervertrag; 

Mit Schreiben vom 04.05.2023 wurde der Fördervertrag übermittelt – die Annahme des Vertrages soll 

genehmigt werden. 

 
 

Beschluss: 

Das Projekt wird gemäß Sachverhalt und Beschlussvorschlag genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 4.  S10 Gemeinde Unterweitersdorf Nebenwege Übereinkommen; Auflassung und 

Widmung von öffentlichen Verkehrsflächen 
 

Sachverhalt: 

Im Zuge des Ausbaues wurde mit der Asfinag ein Übereinkommen hinsichtlich des Nebenwegenetzes 

abgeschlossen. 

Nach Abschluss der Arbeiten und der Schlussvermessung wurde nunmehr folgendes Übereinkommen 

vereinbart: 
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Widmung bzw. Auflassung von öffentlichen Verkehrsflächen: 

Im Zeitraum vom 20.03.2023 – 17.04.2023 wurde das Auflageverfahren durchgeführt – es sind keine 

Stellungnahmen eingelaufen. 

 

Folgende Verordnung wird daher zur Beschlussfassung vorgeschlagen: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. DI Zeller berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt.Beschlussvorschlag. 

GV DI Oitzl regt an, diese Verkehrsverbindung hoffentlich nicht zu asphaltieren. 

Gde.Sekr. Matzinger erklärt dazu, dass diese Verbindung ursprünglich für den Fuß- und Radverkehr 

und für die Landwirtschaft vorgesehen war und ein Aspaltieren nicht vorgesehen ist. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.05.2023): 

• Beschlussfassung Übereinkommen 

• Genehmigung Verordnung 

  

Beschluss: 

Das Übereinkommen wird beschlossen und die vorliegende Verordnung genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 5.  Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 6.6 (Gusentalstraße); Einstellung Verfah-

ren 

 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat die Umwidmung am 29.09.2022 mit dem Zusatz „baumsturzsichere Bauweise“ 

beschlossen. 
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Mit Schreiben vom 06.12.2022 hat das Amt der Oö. Landesregierung im Zuge des 

Genehmigungsverfahrens Versagungsgründe wie folgt mitgteilt: 

 
In der Planungsausschuss-Sitzung am 23.03.2023 wurde daher die Einstellung des Verfahrens 

befürwortet. 

Mit Schreiben vom 27.03.2023 wurde die Aufsichtsbehörde darüber informiert, wobei dies lt. E-Mail 

vom 24.04.2023 noch per Gemeinderatsbeschluss zu bestätigen ist. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. DI Zeller berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvorschlag.  

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung vom 23.03.2023): 

• Kenntnisnahme der Versagungsgründe und Einstellung Verfahren  

 

Beschluss: 

Die Versagungsgründe werden zur Kenntnis genommen und die Einstellung des Verfahrens 

wird beschlossen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 6.  Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 6.8 (Alte Bahn) - Beschlussfassung + Bau-

landsicherung 
 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Dieser Punkt wurde von der Tagesordnung genommen. 
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Zu 7.  Volkschule - Sanierung Dach; Finanzierung + Auftragsvergabe 
 

Sachverhalt: 

Die Sanierung des Daches der Volksschule ist leider erforderlich, da die bestehende Deckung (Rhein-

zink) löchrig ist. 

Die Sanierung ist im Voranschlag 2023 vorgesehen und die Kostendämpfung wurde wie folgt abge-

wickelt: 
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Auftragsvergabe: 

Das Architektenbüro TEAM M hat eine Ausschreibung mit folgendem Ergebnis durchgeführt: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. Vzbgm. Wöckinger berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschluss-

vorschlag. 

Gde.Sekr. Matzinger erläutert die bereits seit Jahren bestehenden Probleme mit dem Dach im Detail 

und betont die Notwendigkeit einer ordentlichen Sanierung. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Schul-, Kindergarten-, Kultur-, Sport-, Familien- und 

Seniorenangelegenheiten (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 08.05.2023): 

• Genehmigung Finanzierung 

• Auftragsvergabe Fa. Kapl 

 

Beschluss: 

Die Finanzierung und die Auftragsvergabe an die Firma Kapl werden genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

 

Zu 8.  Kinderbetreuung - Errichtung einer "Krabbelstubengruppe" 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 30.03.2023 das Kinderbetreuungs-Entwicklungskonzept beschlossen. 
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Ein wesentlicher Punkt ist die Errichtung einer Krabbelstubengruppe ab Herbst 2023. 

 

Folgende Punkte sind daher zu fixieren: 

• Standort – prov. Unterbringung im Eltern-Kind-Zentrum 

• Einrichtung Gruppen- u. Nebenräume (Beratung/Angebote) 

• Betriebsführung, Öffnungszeiten usw. 

• Externen Betreiber  

• Personalaufnahmen (wenn kein externer Betreiber kommt) 

 

Bedarfsplanung: 

Die aktuelle Erhebung ergibt folgendes: 

 

Kinderbetreuung ab September: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

7 8 8 8 5 36 

 

Kinderbetreuung ab Oktober: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

7 8 9 9 5 38 

 

Kinderbetreuung ab November: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

8 9 10 10 6 43 

 

Kinderbetreuung ab Dezember: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

8 9 10 10 6 43 

 

Kinderbetreuung ab Jänner 2024: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

11 10 11 11 8 51 

 

Kinderbetreuung ab Februar 2024: 

  

Mo Di Mi Do Fr Summe 

11 10 11 11 8 51 

 

Kinderbetreuung ab März 2024: 

Mo Di Mi Do Fr Summe 

13 12 12 12 9 58 

 

Es gibt noch weitere Anmeldungen (späterer Einstieg) die noch nicht berücksichtigt wurden: 

ab April:  1 Kind  

ab Mai: 4 Kinder  

 

Bedarfserhebung Zeiten der Kinderbetreuung:  

7 Kinder würden eine Betreuung ab 07:00 Uhr brauchen.  

3 Kinder würden eine Betreuung bis 16:00 Uhr brauchen. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. Vzbgm. Wöckinger berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschluss-

vorschlag. 



 

Seite 24 

Bgm. DI Matzinger erläutert die Details und erwähnt, dass noch im Mai eine Entscheidung getroffen 

werden muss, ansonsten kann im Herbst keine Krabbelstube starten. Es wird daher ein Termin am 

22.05.2023 für eine Gemeindevorstandssitzung vereinbart, um die notwendigen Beschlüsse fassen zu 

können. 

Gde.Sekr. Matzinger spricht noch die nächsten notwendigen Schritte an (Beschaffung Mobilar, Ent-

scheidung über externen Betreiber, etc.) an. 

GV DI Oitzl stellt die Frage, ob die Räumlichkeiten an den Betreiber vermietet werden würden und 

ob nicht vielleicht ein Mobilar seitens des Betreibers vorhanden wäre. 

Bgm. DI Matzinger und Gde.Sekr. Matzinger erklären, dass auf Nachfrage bei den Betreibern bis-

her kein Mobilar aufgetrieben werden konnte, aber vielleicht ergibt sich noch etwas. Bezüglich Ver-

mietung muss ein Mietvertrag abgeschlossen werden. 

GR Mayrwöger erkundigt sich über die Kosten, die für die Gemeinde für die Einführung einer Krab-

belstube zu erwarten sind, was von Gde.Sekr. Matzinger mit einem ungefähren Abgang von € 

30.000,00 – 40.000,00 beziffert wird. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses Schul-, Kindergarten-, Kultur-, Sport-, Familien- und Seni-

orenangelegenheiten (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 08.05.2023): 

• Standort – prov. Unterbringung im Eltern-Kind-Zentrum 

• Einrichtung Gruppen- u. Nebenräume (Beratung/Angebote) 

• Externen Betreiber  

• Personalaufnahmen (wenn kein externer Betreiber kommt) 

 

Beschluss: 

Die Errichtung einer "Krabbelstubengruppe" samt Vorgangsweise lt. Sachverhalt und Be-

schlussvorschlag wird beschlossen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 9.  Allfälliges 
 

Vzbgm. Wöckinger berichtet über ein Schreiben vom Gallneukirchner Bürgermeister bezüglich des 

Standpunktes der SPÖ Unterweitersdorf zur Errichtung eines Hallenbades in Gallneukirchen. Da dürf-

te ein kleines Missverständnis entstanden sein und er habe klargestellt, dass die SPÖ nicht dagegen ist 

und es seitens von Unterweitersdorf eine gemeinsame Vorgangsweise gibt. 

 

GR Puchner Anton erkundigt sich über die Gespräche bezüglich weiterer Vorgangsweise mit der 

Bankstelle Unterweitersdorf. Bgm. DI Matzinger erklärt, dass die Bankstelle seit ca. 3 Jahren unbe-

setzt ist und dies auch so bleiben wird. Der derzeitige Bankomat ist ein uraltes Gerät und soll durch 

ein anderes Gerät ersetzt werden und es sind kleine Umbaumaßnahmen durch die Raika geplant, die 

auch von der Raika finanziert werden. Es wird noch eingehend über diese Situation diskutiert. 

 

GRE Brandstetter Alice weist noch auf den morgigen „Tag der Abfallwirtschaft“ im ASZ hin und 

lädt alle Gemeinderäte sehr herzlich ein, sich an dieser Aktion zu beteiligen. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 

 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

vom 30.03.2023 wurden keine Einwendungen erhoben. 

 

 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vor-

liegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung. 

 

Ende der Sitzung: 21:00 Uhr 

 

Vorsitzender:  Schriftführer: 

 

 

Matzinger Johannes e.h. 

_________________________ 

 

  

Matzinger Christian e.h. 

Lehner Gerhard e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Genehmigung Verhandlungsschrift 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

am 06.07.2023 keine Einwendung erhoben bzw. die Verhandlungsschrift ohne Änderung genehmigt 

wurde. 

 

Folgende Änderungen wurden genehmigt: 

Siehe Verhandlungsschrift vom _________ und diesem Protokoll beigefügten Berichtigungsvermerk. 

 

 

 

Im Sinne des § 54 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung wird vom Vorsitzenden und von den unterzeichneten 

Mitgliedern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen das ordnungsgemäße Zustandekommen der 

Verhandlungsschrift bestätigt. 

 

 

Unterweitersdorf, am 06.07.2023 

 

 

Der Vorsitzende: 

 

Matzinger Johannes e.h. 

________________________ 

 

 

Gemeinderat (SPÖ): Gemeinderat (ÖVP): Gemeinderat (BUNT): 

 

 

Zeller Daniel e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Samhaber Klaus e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Barnreiter Karl e.h. 

_________________________ 
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Gemeindeamt Unterweitersdorf 

4213, Bezirk Freistadt, O.ö. 
Zl.: 004-1-GR/002/2023  

 

Öffentliche Fragestunde 

 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 
 

am Donnerstag, den 11.05.2023 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

 

Bürgermeister DI Matzinger eröffnet um 19,15 Uhr die Fragestunde. 

 

Anwesende Personen: 0 

 

Folgende Anfragen bzw. Fragen werden gestellt:  

-x- 

 

 

 

 

 

 

Ende:  19,30 Uhr 

 


